52. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz
Berlin, O4. - 06. Dezember 2026

S-09-002-2 Beststigung der Satzung

Antragsteller*in: KV Minchen-Stadt
Beschlussdatum:  12.11.2026

Anderungsantrag zu S-09

Von Zeile 1 bis 3 einfligen:
Die BDK bestatigt die Satzung, wie sie durch die Parteimitglieder im Wege der Urabstimmung am 1. Juli
2026 beschlossen wurde, und andert den § 14 Abs. 8 S. 7 der Satzung in:

Antragsberechtigt sind Ortsmitgliederversammlungen,
Kreismitgliederversammlungen bzw. Kreisdelegiertenversammlungen, die
Landesversammlungen bzw. Landesdelegiertenkonferenzen, der Landerrat, der
Frauenrat, der Diversitatsrat, der Bundesfinanzrat, der Parteirat, der BAG
Sprecher*innenrat, die Bundesarbeitsgemeinschaften, der Bundesvorstand,

die Landesvorstande, die Antragskommission im Rahmen ihrer Aufgaben, die
allgemeinen Parteiausschiisse gem. 8 13 Parteiengesetz auf Landesebene
(Landesausschisse etc.), 0,05 % der Mitglieder auf Basis der

Mitgliederzahlen zum 31.12. des Vorjahres, die gemeinschaftliche einen
Antrag stellen, die Bundesmitgliederversammlung der GRUNEN JUGEND und der
Bundesvorstand der GRUNEN JUGEND!

Die Neufassung der Satzung findet sich im angefligten Dokument.

Begriindung

Wir Grine sind eine Mitmach-Partei - das macht unsere Partei einzigartig. Das Antragsrecht der
Ortsverbande fur die Bundesversammlung ist zentraler Baustein unserer basisdemokratischen Tradition.
Es garantiert, dass diejenigen, die vor Ort unsere Partei am Laufen halten, die bei jedem Wetter am
Infostand stehen und die unsere Partei nahbar machen, politisch mitreden dirfen! Wir wollen, dass gute
Ideen eine faire Chance haben, gehort zu werden - egal ob sie von Funktionar®innen oder
Basismitgliedern kommen. Eine faire Chance, gehort zu werden, auch wenn man nicht in hohen
Parteigremien sitzt, muss Teil unseres basisdemokratischen Selbstverstandnisses sein. Aus diesem
Grund durfen wir uns als Ortsverbande das Antragsrecht nicht nehmen lassen.

LAber die Urabstimmung hat doch mehrheitlich entschieden...”: Demokratische Beteiligungsrechte, egal
ob bei uns in der Partei oder im Grundgesetz, sind vollig zurecht durch hohe Hiirden geschutzt. Nur so
gewahrleisten wir einen breiten Konsens, wenn es darum geht solch grundlegende demokratische
Spielregeln zu verandern. Die Abschaffung des Antragsrechts der Ortsverbande hat bei der
Urabstimmung keine satzungsandernde 2/3-Mehrheit erhalten — genauso wie Versuche zuvor, das OV-
Antragsrecht Uber die Bundesversammlung abzuschaffen, keine entsprechenden Mehrheiten erhalten
haben.

LAber die Antragsflut auf der Bundesversammlung...“: Die Ortsverbdnde haben in der Vergangenheit
nicht nennenswert dazu beigetragen, die Bundesversammlung mit Antragen zu Uberfordern. Bei der
letzten Bundesversammlung gab es bemerkenswerterweise keinen einzigen OV-Antrag. Die
Behauptung, die Ortsverbande wirden die Bundesversammlung mit Antragen Uberhaufen, entspricht
schlichtweg nicht der Realitat. Auch wenn wir anerkennen, dass auf der Bundesversammlung insgesamt
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viele Antrage eingehen, sehen wir die Losung nicht darin, Beteiligungsrechte einzuschranken. Andere
Losungen, wie die Starkung der Antragskommission, erscheinen hier zielfihrender.

LAber in Miinchen sammelt man als Einzelantragsteller*in doch leicht 91 Unterschriften...”: Auch in
Miinchen ist es kein Kinderspiel, 91 Unterschriften zu sammeln, wenn man nicht Amter bekleidet. Fiir
die allermeisten Mitglieder ist der Ortsverband die Ebene, auf der sie sich primar engagieren.
Insbesondere Mitglieder, die von struktureller Diskriminierung betroffen sind oder die Care-Arbeit
leisten, haben es besonders schwer, sich ausreichend zu vernetzen. Besonders betroffen von der
Streichung des OV-Antragsrechts sind auch kleine Ortsverbande in strukturschwachen Gegenden, die
ohnehin zu selten gehort werden. Ihnen das Antragsrecht zu entziehen, sendet ein fatales Signal!

LAber der Gremienweg Uber die Kreisversammlung...“: Miinchener Ortsverbande haben teilweise mehr
Mitglieder als viele Kreisverbande andernorts[1], dennoch durfen sie plotzlich nicht mehr mitreden.
Zudem war es der Bundesvorstand selbst, der den Gremienweg starken wollte, da hierdurch Antrage
durch eine erste Diskussion verbessert und ausgesiebt werden. Jetzt wird gerade dieser Gremienweg
uber den Ortsverband erschwert. Miinchener Ortsverbande sind besonders betroffen, denn wahrend
unser Nachbar-Kreisverband im Landkreis monatliche Kreisversammlungen abhalt, haben wir aufgrund
unserer GrofRe lediglich drei im gesamten Jahr.Je nachdem, wann diese stattfinden, ist der Gremienweg
in der Praxis sehr erschwert. Beispielsweise findet in diesem Jahr die Bundesversammlung im Dezember
statt. Zum Zeitpunkt des Stadtparteitags am 12.11.2026 ist die Antragsfrist fur die Bundesversammlung
bereits abgelaufen. Hatte ein OV einen Antrag bei einem Stadtparteitag stellen wollen, hatte dies
bereits beim Stadtparteitag im April stattfinden mussen. Infolgedessen hatte der Antrag fur die
Bundesversammlung im Dezember schon im Marz flr den Stadtparteitag eingereicht werden mussen.
Und dass dies nicht im Sinne der Sache ist, ist offensichtlich.

[1] vgl. OV Schwabing hat ca. 1000 Mitglieder, der KV Aschaffenburg-Stadt hat ca. 200 Mitglieder.

Seite 2


https://grnmuc.antragsgruen.de/2026-11-12/Basisdemokratie-verteidigen-Antragsrecht-der-Ortsverbande-fur-die-Bun-34036#_ftn1
https://grnmuc.antragsgruen.de/2026-11-12/Basisdemokratie-verteidigen-Antragsrecht-der-Ortsverbande-fur-die-Bun-34036#_ftnref1

	S-09-002-2 Bestätigung der Satzung
	Änderungsantrag zu S-09
	Von Zeile 1 bis 3 einfügen:

	Begründung


